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Begrenztes rechtliches 
Instrumentarium gegen 
aggressive Steuerplanung

Die Debatte um die Bekämpfung inter-
nationaler Steuergestaltungen wird zwar
mit großer Schärfe geführt, sie leidet aber
an erheblichen Unschärfen, dies betrifft
die Phänomene, um deren Bekämpfung
es geht, ebenso wie die Ziele und das zur
Verfügung stehende Instrumentarium. 

Auslöser der aktuellen BEPS-Debatte (vgl.
OECD 2012) ist die zum Teil gegen null
tendierende Steuerbelastung der Aus-
landsgewinne einiger Großkonzerne, wo-
bei es sich ganz überwiegend um US-
amerikanische Unternehmen der IT-Bran-
che handelt. Dass Unternehmen durch
geschickte Kombination von Regelungen
unterschiedlicher Steuerjurisdiktionen in-
ternationale Steuergestaltung betreiben,
ist zwar kein neues Phänomen, es erhält
aber aufgrund der Globalisierung und der
Mobilität der Geschäftsstrukturen von
hauptsächlich Know-how-basierten Un-
ternehmen eine neue Dimension. Auch
aufgrund der wirtschaftlichen Macht der
beteiligten Unternehmen geht die Diskus-
sion über das rein Steuertechnische hin -
aus und erhält eine wirtschafts- und ge-
sellschaftspolitische Dimension.

Was ist Steuergerechtigkeit im 
internationalen Kontext?

Politisch wird hervorgehoben, es gehe bei
der Bekämpfung aggressiver Steuerge-
staltungen um die Verwirklichung von
Steuergerechtigkeit, um eine gerechte Be-
teiligung aller an der Finanzierung des
Staates. Die Abwehr ungerechtfertigter
Steuer- und Wettbewerbsvorteile mag 
eine Triebfeder der aktuellen Debatte sein.
Genauso gewichtig dürfte aber das Inte-
resse sein, die Erosion der Steuerbasis zu

verhindern, um das jeweilige nationale
Steueraufkommen zu sichern. Dieses
– ohne Zweifel berechtigte – Fiskalinteres-
se ist von Fragen der Steuergerechtig-
keit zunächst zu trennen.

Steuergerechtigkeit berührt im internatio-
nalen Kontext sowohl die Individual-
ebene, das Verhältnis Staat – Bürger, als
auch die zwischenstaatliche Ebene. Aus
der Sicht der Steuerpflichtigen geht es zu-
nächst um die tradierte und bis heute nicht
beigelegte Kontroverse zwischen Weltein-
kommens- und Territorialitäts-/Quellen-
prinzip. Welches Steuerniveau soll im Er-
gebnis Anwendung finden, das des An-
sässigkeits- oder das des Quellenstaa-
tes? Diese Frage hängt mit der Vergleichs-
gruppenbildung zusammen. Wird auf die
Vergleichsgruppe der Wettbewerber im
Quellenstaat abgestellt, muss die dortige
Besteuerung abschließend sein. Voraus-
setzung ist freilich, dass der Quellenstaat
keine steuerlichen Sonderangebote für
ausländische Investoren anbietet und
dass der relevante Wettbewerb tatsäch-
lich im Quellenstaat stattfindet. Genau hier
liegt das Problem der Einschaltung von
Steueroasen. Es ist die Verschiebung des
Gewinns vom Ort seiner Erwirtschaftung
in günstigere Steuerjurisdiktionen, die den
Vorwurf begründet, die Steuerplanung sei
»aggressiv«, zwar legal, aber illegitim. 

Dem Welteinkommensprinzip wird zugu-
tegehalten, dass es die Verwirklichung von
Steuergerechtigkeit als Besteuerung nach
der finanziellen Leistungsfähigkeit unter
Berücksichtigung der individuellen Ver-
hältnisse des Steuerpflichtigen erlaubt.
Ungerechtfertigte Steuervorteile können
vermieden werden, wenn unabhängig
vom Ort der Erwirtschaftung stets (min-
destens) das Steuerniveau des Ansässig-
keitsstaates zur Anwendung kommt. Al-
lerdings erleidet das Welteinkommens -
prinzip eine empfindliche Störung durch
die Abschirmwirkung juristischer Perso-
nen, die es ermöglicht, die Besteuerung
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des Ansässigkeitsstaates bis zur tatsächlichen Repatri-
ierung des Gewinns hinauszuzögern. Eine scharfe Hinzu-
rechnungsbesteuerung würde das Steueroasenproblem –
Informationsdefizite beiseitegelassen – ziemlich schnell lö-
sen, trifft aber in der Europäischen Union auf die rechtli-
chen Hürden der Grundfreiheiten, solange im rein nationa-
len Fall am Trennungsprinzip festgehalten wird. 

Noch schwieriger zu beantworten und in konkrete Regeln
umzusetzen, sind die Fragen internationaler Verteilungsge-
rechtigkeit. Denn es geht nicht nur um die Vermeidung von
Niedrig- und Nichtbesteuerung, sondern auch um die rich-
tige Verteilung des Aufkommens. Welcher Staat soll welches
Aufkommen bekommen? Das zugrunde liegende Gerech-
tigkeitsprinzip ist das Äquivalenzprinzip, das sowohl durch
die unilaterale Auswahl der Anknüpfungspunkte als auch
durch die doppelbesteuerungsrechtliche Zuweisung von Be-
steuerungsrechten konkretisiert wird. Die Frage nach einer
gerechten Aufteilung des Steuersubstrats, ausgehend von
den staatlichen Erfolgsbeiträgen zu seiner Erwirtschaftung,
ist schwer zu beantworten, zumal hier Gerechtigkeitsfra-
gen mit Praktikabilitätsüberlegungen konkurrieren. Man kann
sich auf den Standpunkt stellen, dass ein Staat, in dem oh-
ne Begründung einer Betriebsstätte lediglich Dienstleistun-
gen und Waren angeboten werden, bereits über die Um-
satzsteuer ausreichend für die Bereitstellung der diese wirt-
schaftliche Tätigkeit ermöglichenden Infrastruktur entschä-
digt wird. Blendet man die Verbrauchsort abhängige Um-
satzsteuer aus, stellt sich indes die Frage, ob die Schwelle
der Betriebsstätte als sachlicher Anknüpfungspunkt für die
Besteuerung durch den Quellenstaat nach wie vor sachge-
recht ist. Andererseits zeigt das Problem der Funktionsver-
lagerung und des grenzüberschreitenden Know-how-Tans-
fers, dass eine auch nur annähernd exakte Zuordnung des
Steueraufkommens zu sämtlichen Staaten, die hierzu Er-
folgsbeiträge geleistet haben, und deren Abrechnung
schlichtweg nicht möglich ist.

Rechtliche Maßstäbe, anhand derer sich die Wahl der Me-
thoden und die Zuteilung der Besteuerungsrechte entschei-
den ließen, stehen nicht zur Verfügung. Der EuGH arbeitet
zwar mit der Figur der Wahrung der Ausgewogenheit der
Verteilung der Besteuerungsrechte, verhindert damit aber
nur das Auseinanderfallen der Zuordnung von Ertrag und
Aufwand. Die eigentliche Aufteilung der Besteuerungsrech-
te liegt dagegen weiterhin in der nationalen Zuständigkeit
und unterliegt keiner grundfreiheitlichen Kontrolle. Sie ist da-
mit in erster Linie Verhandlungsache im Rahmen der Dop-
pelbesteuerungsabkommen.

Steueroasen

Ebenso vielgestaltig wie die zur Steuerminderung einge-
setzten Gestaltungen der Unternehmen sind die Vergüns-

tigungsregime der Staaten, die durch Förderung legaler
(z.B. Bermudas, Irland, Luxemburg, Niederlande) oder il-
legaler (Schweiz) Praktiken, Steuerminimierung ermögli-
chen. Steueroasen finden sich keineswegs nur auf karibi-
schen Inseln, auf denen das Steuerniveau insgesamt ge-
gen null tendiert. Auch Staaten mit durchschnittlichem all-
gemeinem Steuerniveau bieten Sonderregime an, man den-
ke etwa an die dem internationalen Wettbewerb geschul-
dete Tonnagebesteuerung des § 5a EStG oder das sog.
IPBox-Regime in Luxemburg. Letztlich hat jede Sonderre-
gel, die darauf gerichtet ist, mobile Steuerquellen zu attra-
hieren, Oasencharakter. 

Die Besonderheit der Einschaltung von Steueroasen liegt
darin, dass das Steuerniveau an der Einkunftsquelle künst-
lich niedrig gehalten wird. Das Einkommen wird regelmäßig
nicht in der Steueroase erwirtschaftet, sondern aus den Quel-
lenstaaten abgesogen und in die Sicherheit der niedrigen
Oasenbesteuerung gebracht. Es gelingt dem Oasenstaaten
damit zwar nicht, Unternehmen und Arbeitsplätze zu attra-
hieren. Gerade deshalb rechnet sich die Oasenstrategie aber
auch dann, wenn nur ein geringes Steueraufkommen im Oa-
senstaat hängen bleibt. Denn die Kosten des Oasenstaa-
tes sind – sieht man vom weltpolitischen Imageverlust ab –
ebenfalls gering. 

Vorrangig ein politisches Problem 

Um des Problems wirklich Herr zu werden, bedürfte es ei-
nes internationalen Konsenses, der gerade auch diejeni-
gen Staaten einbinden müsste, die derzeit Steuerminimie-
rung durch präferentielle Steuerregime oder bewusste Lü-
cken ermöglichen. Ein solcher ist allerdings nicht in Sicht.
Gegenüber kleineren Staaten mag politischer Druck die Ein-
sicht befördern, die Beggar-my-neighbour-Politik aufzuge-
ben. Aber es sind gerade die USA, die durch seit langem
bekannte Lücken in ihrer Hinzurechnungsbesteuerung für
US-Konzerne Anreize zur Minimierung der Steuerbelastung
der nicht in den USA erwirtschafteten Gewinne setzen und
die hiervon wohl nur im nationalen Interesse, nicht aber im
Interesse der Quellenstaaten, die um ihr Aufkommen ge-
bracht werden, ablassen werden. Bemerkenswert ist, dass
noch nicht einmal innerhalb der Europäischen Union ein
Grundkonsens zum Thema harmful tax competition be-
steht. Es sind europäische Nachbarstaaten (Double Irish
with a Dutch Sandwich), die wesentlich mit dazu beitragen,
dass in Europa erwirtschaftete Gewinne verlagert werden
können.

Das rechtliche Instrumentarium

Das rechtliche Instrumentarium zur Bekämpfung von Steu-
eroasen ist sehr begrenzt. Zur Verfügung stehen grund-
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sätzlich zwar das nationale Recht, das Europarecht und
das Völkerrecht, gerade letzterem fehlt jedoch im Bereich
der direkten Steuern ein wirksames Instrumentarium ge-
gen Wettbewerbsverzerrungen. Das Welthandelsrecht ent-
faltet sich in erster Linie bei den Zöllen und fiskalischen Aus-
fuhrvergünstigungen, hat aber bisher keine Bedeutung bei
der Bekämpfung ertragsteuerlicher Wettbewerbsverzerrun-
gen gespielt. 

Auf europäischer Ebene existiert dagegen durchaus ein
rechtliches Instrumentarium zur Bekämpfung von Steuer-
oasen und ungerechtem Steuerwettbewerb. Die EU-Kom-
mission ist des Problems schon seit langem gewahr. Ein
erster Versuch der Eindämmung wurde mit dem – aller-
dings unverbindlichen – Verhaltenskodex zur Bekämpfung
schädlichen Steuerwettbewerbs vom 1. Dezember 1997
unternommen. Rechtlich ließe sich das Phänomen der steu-
erlichen Sonderangebote grundsätzlich auch mit dem Bei-
hilferecht bekämpfen. Allerdings versagt das Beihilfever-
bot gegenüber einem allgemein niedrigen Steuerniveau,
etwa dem in Irland geltenden Körperschaftsteuersatz von
12,5%, weil ein niedriger allgemeiner Körperschaftsteuer-
satz nicht, wie von der einschlägigen Vorschrift des Art.
107 Abs. 1 AEUV gefordert, »selektiv« einzelne Unterneh-
men oder Unternehmenszweige begünstigt. Gegen nied-
rige allgemeine Steuersätze kann, selbst wenn sie »künst-
lich« sind, weil sie nicht ausreichen, um die staatlichen Aus-
gaben zu finanzieren oder zu einer Verzerrung der natio-
nalen Steuerstruktur führen, nichts unternommen werden.
Beihilferechtliche Grenzen setzt das Europarecht lediglich
der Ausweisung steuerlicher Sonderzonen innerhalb eines
Mitgliedstaates, soweit diese aus dem Zentralhaushalt sub-
ventioniert werden. Diese Restriktion lässt sich aber ver-
hältnismäßig einfach umgehen. Hinzu kommt, dass auch
die Politik der EU-Kommission, Gewinnverlagerungen er-
möglichende Steuerregime beihilferechtlich aufzugreifen,
selektiv anmutet. Beihilfeverfahren werden nur punktuell
angestrengt. Die Voraussetzungen, unter denen die eine
steuerliche Maßnahme als Beihilfe eingeordnet wird, die
andere nicht, sind vielfach schwer nachvollziehbar. Es
scheint, als ließe sich das Beihilferecht effektiver in Stel-
lung bringen. Hierzu können auch die Mitgliedstaaten bei-
tragen, indem sie von ihrer Befugnis zur Einleitung von Ver-
tragsverletzungsverfahren gegen europäische Steueroa-
sen Gebrauch machen. Jedoch ist es bisher verpönt, sich
gegenseitig wegen steuerrechtlicher Maßnahmen zu ver-
klagen.

Im nationalen Recht gibt es zwei gegensätzliche Möglich-
keiten, auf Steueroasen zu reagieren. Der nationale Ge-
setzgeber kann sich dem Wettbewerb beugen, indem er
– innerhalb des europarechtlichen Rahmens des Beihilfe-
rechts – ebenfalls niedrige Steuersätze und präferentielle
Steuerregime anbietet, um einerseits ausländische Unter-
nehmen zu attrahieren, andererseits den Druck zur Steuer-

gestaltung für inländische Unternehmen zu reduzieren. Der
umgekehrte Weg führt in die Abwehrgesetzgebung. Quel-
lenstaaten versuchen, z.B. durch Abzugsverbote wie die
Zinsschranke – die Absaugung zu verhindern, Ansässig-
keitsstaaten – durch Swich-over-Klauseln und Hinzurech-
nungsbesteuerung – eine Hochschleusung auf ihr Steuer-
niveau zu erreichen. 

Die meisten Staaten wenden beide Wege parallel an. Ei-
nerseits ist der Trend zur Senkung der Belastung unterneh-
merischer Gewinne trotz angespannter Haushaltslage und
hoher Staatsverschuldung ungebrochen. Andererseits
boomt die Missbrauchsgesetzgebung. Die internationale
BEPS-Debatte liefert eine perfekte Begründungsvorlage.
Genau hier liegt aber eine zentrale Gefahr für die nationalen
Steuerregime. Da internationale Steuergestaltungen äußerst
vielgestaltig sind, so dass sie sich gesetzgeberisch schlecht
erfassen lassen, greifen die nationalen Gesetzgeber zu über-
schießenden Maßnahmen, die grob typisierend auch nicht
missbräuchliche Fälle erfassen, statt der Vermeidung von
Nicht- und Niedrigbesteuerung Doppelbesteuerungen ris-
kieren und aus europarechtlichen Gründen nicht auf grenz-
überschreitende Sachverhalte beschränkt werden können.
Neue Verzerrungen sind die Folge. Auch das neue EU-Pro-
jekt einer harmonisierten allgemeinen Missbrauchsklausel
wird hieran nichts ändern (vgl. EU-Kommission 2012). Eine
für alle 27 Mitgliedstaaten konsensfähige Regel wird so weit
und vage gefasst sein müssen, dass Verwerfungen infolge
unterschiedlicher Umsetzung und Anwendung durch die Mit-
gliedstaaten vorprogrammiert sind.

Wenn man erkennt, wie begrenzt die Möglichkeiten der na-
tionalen Gesetzgeber sind, gibt es, so mühsam der politi-
sche Einigungsprozess auch sein mag, zu einem konzertier-
ten Vorgehen letztlich keine Alternative. Dabei scheinen die
großen Projekte wie die formelhafte Aufteilung des Aufkom-
mens auf der Grundlage eines harmonisierten konsolidier-
ten Konzernergebnisses (CCCTB) unrealistisch (vgl. Schön
2012). Die Energie sollte auf umgrenzte Bereiche wie grenz-
überschreitende Zins- und Lizenzgebühren, einheitliche Stan-
dards für den Umgang mit Qualifikationskonflikten oder den
Betriebsstättenbegriff konzentriert werden.
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Bekämpfung der internationalen 
Gewinnverlagerung: Ansatzpunkte und
Grenzen

Die Besteuerung multinationaler Konzerne ist zum Gegen-
stand des öffentlichen Interesses geworden. Bekannte Un-
ternehmen, wie Apple, Google oder Amazon, mussten sich
vor Parlamentsausschüssen rechtfertigen, weil sie Gewin-
ne in niedrig besteuerte Konzerngesellschaften verlagern.
Diesen Unternehmen wird nicht zur Last gelegt, gegen gel-
tendes Recht verstoßen zu haben. Man wirft ihnen unfai-
re Steuerpraktiken vor (vgl. US-Senat 2013; HMRC 
Public Accounts Committee 2012). Die Finanzminister der
großen Industrienationen (vgl. OECD 2013b) und die EU
(vgl. Europäische Kommission 2012) haben sich daher zum
Ziel gesetzt, für mehr internationale Steuergerechtigkeit zu
sorgen.

Was aber heißt internationale Steuergerechtigkeit? Die gän-
gigen Antworten lauten: Die Höhe der Steuer soll nicht
davon abhängen, wo das besteuerte Einkommen erwirt-
schaftet wurde, und die Steuerbasis soll auf diejenigen
Staaten verteilt werden, in denen der Steuerpflichtige wirt-
schaftlich tätig ist. In der aktuellen Debatte geht es vor al-
lem darum, dass multinationale Konzerne dort Steuern zah-
len sollen, wo sie durch ihre wirtschaftliche Tätigkeit öffent-
liche Güter (wie Infrastruktur und Rechtssystem) in An-
spruch nehmen. Der Umstand, dass es multinationalen
Konzernen teilweise gelingt, der Gewinnbesteuerung fast
vollständig auszuweichen, hat die OECD veranlasst, die
bestehenden Regeln einer kritischen Prüfung zu unterzie-
hen (Addressing Base Erosion and Profit Shifting, BEPS,
vgl. OECD 2013a).
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Die internationale Gewinnaufteilung

Die Höhe des von einer Konzerngesellschaft in einem Staat
erzielten Gewinns wird nach dem international akzeptierten
Fremdvergleichsgrundsatz ermittelt. Der Fremdvergleichs-
grundsatz dient der fairen Aufteilung der Gewinne eines mul-
tinationalen Konzerns zwischen den Staaten (vgl. OECD
2011, Tz. 1.14). Nach diesem Grundsatz sind konzernin-
terne finanzwirtschaftliche und realwirtschaftliche Transak-
tionen steuerlich anzuerkennen, wenn diese wie unter frem-
den Dritten abgewickelt werden. Die Verrechnungspreise
konzerninterner Transaktionen müssen folglich marktüblich
sein. Marktpreise für konzerninterne Transaktionen mit fir-
menspezifischen Gütern sind aber nicht direkt beobachtbar.
Sie müssen geschätzt werden. Die OECD will steuerliche
Verrechnungspreise für einzelne Transaktionen aufgrund aus-
geübter Funktionen und übernommener Risiken bestimmen.
Dies ist nur schwer möglich, da Vergleichsdaten in aller Re-
gel allenfalls für ganze Unternehmen oder Geschäftsberei-
che vorliegen. 

Es überrascht deswegen nicht, dass multinationale Un-
ternehmen in der Lage sind, Spielräume zur internationa-
len Gewinnverlagerung zu nutzen. Das Ausmaß der inter-
nationalen Gewinnverlagerung deutscher Unternehmen ist
zwar umstritten.1 Es gibt aber empirische Evidenz dafür,
dass vor allem die konzerninterne Fremdfinanzierung (vgl.
Desai, Foley und Hines 2004; Feld, Heckemeyer und Over-
esch 2013) sowie die Verlagerung und Lizenzierung von
immateriellen Wirtschaftsgütern in Niedrigsteuerstaaten
(vgl. Dischinger und Riedel 2011; Mutti und Grubert 2009)
betroffen sind. In letzter Zeit sind zudem einzelne Unter-
nehmen (darunter Google und Apple) bekannt geworden,
deren Steuerbelastung auf ausländische Gewinne im un-
teren einstelligen Prozentbereich liegt.2 Diese Steuerbelas-
tung liegt deutlich unter jener tariflichen Belastung, wel-
cher sich die Unternehmen in den Staaten gegenüberse-
hen, in denen die Muttergesellschaft ansässig ist oder in
denen Konzerngesellschaften hauptsächlich wirtschaftlich
tätig sind. 

Die völlige oder weitgehende Vermeidung von Gewinnsteu-
ern erfordert in der Regel die Verlagerung von Gewinnen
auf Konzerngesellschaften, die in Staaten ansässig sind,
welche keine oder nur eine geringe Gewinnbesteuerung vor-
sehen. Eine Nichtbesteuerung kann sich aber auch aus den
allgemeinen Regeln des Steuerrechts ergeben (etwa Regeln

der Ansässigkeit von Kapitalgesellschaften oder Regeln zur
Klassifikation von Finanzinstrumenten). So hat beispielswei-
se die in den USA ansässige Apple Inc. Eigentumsrechte
an wertvollen Ergebnissen von Forschung und Entwicklung
auf eine irische Kapitalgesellschaft verlagert, die steuerlich
weder in den USA noch in Irland ansässig ist. Gewinne aus
der Verwertung dieser Eigentumsrechte durch die irische
Kapitalgesellschaft im Rahmen konzerninterner Transaktio-
nen unterliegen deswegen keiner Besteuerung. Zudem ist
es Apple gelungen, dem Zugriff der USA auf diese Gewin-
ne zu entgehen (vgl. US-Senat 2013, S. 17–37).

Das BEPS-Projekt der OECD

Die OECD (2013a, S. 47–48) weist in ihrem Bericht auf die
wachsende Bedeutung der Informations- und Kommuni-
kationstechnologie und von immateriellen Wirtschaftsgütern
(Intellectual Property) hin. Das geltende Musterabkommen
der OECD (OECD-MA) zur Vermeidung der internationalen
Doppelbesteuerung trage diesen Entwicklungen nur unzu-
reichend Rechnung. Dies könne dazu führen, dass Gewin-
ne völlig der Besteuerung entgehen.

Die OECD identifiziert sechs zentrale Problembereiche, die
von der Erosion der Steuerbasis und von Gewinnverlage-
rungen betroffen sind. Dazu gehören hybride Gestaltun-
gen (mit deren Hilfe die Nichtbesteuerung erreicht werden
kann), die Anpassung von Regeln der Quellenbesteuerung
an die Besonderheiten der digitalen Wirtschaft, die Be-
handlung der konzerninternen Fremdfinanzierung, die Er-
mittlung von Verrechnungspreisen (insbesondere bei im-
materiellen Wirtschaftsgütern), die Verbesserung der Ef-
fektivität von Missbrauchsvorschriften (Hinzurechnungs-
besteuerung, überhöhte Fremdfinanzierung, Treaty-Shop-
ping und Directive-Shopping) sowie der Umgang mit Prä-
ferenzregimen einzelner Staaten. Der Katalog der OECD
ist lang und lässt weitgehend offen, wie im Einzelnen die
genannten Probleme gelöst werden sollen. Klar ist indes,
dass es internationaler Kooperation im Rahmen der OECD
bedarf.

Ansatzpunkte einer Reform

Ein erster Ansatzpunkt für die international koordinierte Än-
derung bestehender Regeln besteht in der Stärkung der Be-
steuerungsrechte derjenigen Staaten, in denen multinatio-
nale Konzerne wirtschaftlich tätig sind (Quellenstaaten). Da-
zu müsste die Definition der Betriebsstätte (Art. 5 OECD-
MA) erweitert werden, um Quellenstaaten insbesondere den
Zugriff auf Gewinne zu erlauben, die durch Transaktionen im
Internet mit dort ansässigen Kunden erzielt werden (vgl. 
Collin und Colin 2013). Abweichend von geltenden Rege-
lungen (Art. 12 OECD-MA) könnte Quellenstaaten, wie schon
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1 Vgl. Huizinga und Laeven (2008, 1180); DIW (2013, 3, 11) und Hecke-
meyer und Spengel (2008, 54). Das DIW beziffert eine Besteuerungslü-
cke von etwa 90 Mrd. Euro für 2008, die mit internationalen Gewinnver-
lagerungen zusammenhängen könnte; Heckemeyer und Spengel gehen
von einer maximalen Gewinnverlagerung bei Outbound-Investitionen im
Jahr 2006 von etwa 61 Mrd. Euro aus.

2 Vgl. Sullivan (2012, 655), Pinkernell (2012, 370). Altshuler und Grubert
(2006, 473–474) schätzen, dass US-Konzerne im Vergleich der Jahre 2002
und 1997 etwa 7 Mrd. US-Dollar Steuerzahlungen durch neue Steuerpla-
nungsstrategien vermieden haben.
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bei Zinsen (Art. 11 OECD-MA), das Recht eingeräumt wer-
den, abfließende Lizenzzahlungen einer Quellensteuer zu
unterwerfen.3 Auch die Ausweitung schon bekannter Ab-
zugsbeschränkungen für Zinsen bei übermäßiger Fremdfi-
nanzierung oder die Schaffung ähnlicher Vorschriften für Li-
zenzzahlungen sind denkbar. Im Einklang mit den Prinzi-
pien des OECD-MA wäre in allen diesen Fällen dafür Sorge
zu tragen, dass eine Doppelbesteuerung der betreffenden
Gewinne oder Zahlungen vermieden wird, was mit einem
entsprechenden Steuerverzicht der Staaten einhergeht, in
denen die Empfänger der Zahlungen ansässig sind (Sitz-
staaten). 

Ein zweiter Ansatzpunkt besteht darin, das Besteuerungs-
recht des Sitzstaates der Muttergesellschaft eines Konzerns
für die weltweit erzielten Gewinne zu stärken. Dies würde
Anreize zur Verlagerung von Gewinnen in Niedrigsteuerlän-
der verringern. In erster Linie müssten Regeln geändert wer-
den, die zu einer doppelten Nichtbesteuerung führen. Hier-
her gehört die einheitliche Anwendung von Kriterien der
Ansässigkeit von Kapitalgesellschaften (Sitz oder Ort der
Geschäftsleitung) um zu verhindern, dass Kapitalgesellschaf-
ten bei abweichenden Ansässigkeitsregeln in keinem Staat
ansässig sind. Hierzu gehören auch einheitliche Regeln zur
Einordnung von Finanzinstrumenten als Eigenkapital oder
Fremdkapital, um zu vermeiden, dass Entgelte für die Nut-
zung von Kapital in einem Staat als Zins abzugsfähig sind,
während sie im anderen Staat als Dividende nicht besteu-
ert werden. Hinzu kommen »Switch-Over-Clauses«, die bei
drohender Nichtbesteuerung von Gewinnen die Besteue-
rung im Sitzstaat anordnen. In die gleiche Richtung zielt die
Stärkung der Hinzurechnungsbesteuerung, also des steu-
erlichen Zugriffs des Sitzstaates der Muttergesellschaft ei-
nes Konzerns auf niedrig besteuerte Gewinne im Ausland
ansässiger Tochtergesellschaften, die aus passiven Tätig-
keiten (etwa der Verwaltung von Finanzvermögen) stam-
men.4 Für alle diese Maßnahmen gilt, dass eine Doppelbe-
steuerung zu vermeiden ist.

Ein dritter Ansatzpunkt besteht in der Überarbeitung be-
stehender steuerlicher Verrechnungspreisregelungen, vor al-
lem im Bereich der Verlagerung von Eigentumsrechten an
immateriellen Wirtschaftsgütern und der damit verbunde-
nen steuerlichen Funktions- und Risikoverlagerung im Kon-
zern, die sich in einer entsprechenden internationalen Ge-
winnverlagerung niederschlägt. Die von der OECD ange-

strebte Präzisierung der Verrechnungspreisregeln im Bereich
des Transfers oder der Nutzung immaterieller Wirtschafts-
güter stößt aber auf die oben bereits erwähnte Schwierig-
keit, dass es in der Regel an Marktpreisen für konzerninter-
ne Transaktionen fehlt. Deswegen wird man mit neuen Re-
geln die bestehenden tatsächlichen Ermessensspielräume
bei der Bewertung aufgrund des Fehlens von Vergleichs-
daten für vom Unternehmen nicht kontrollierte Transaktio-
nen vermutlich nicht wesentlich beschränken können. 

Jenseits einer internationalen Übereinkunft über Besteue-
rungsrechte und die steuerlichen Regeln der Gewinnauftei-
lung liegt die Verfügbarkeit von steuerlichen Präferenzre-
gimen. Einzelne Staaten offerieren im Wettbewerb um die
Steuerbasis sehr niedrige Gewinnsteuern oder verzichten
ganz auf diese Steuern (wie etwa Bermuda, Cayman Islands
oder Guernsey) (vgl. KPMG 2013). Auch günstige steuerli-
che Bedingungen für bestimmte Gewinne, etwa aus der Ver-
wertung immaterieller Wirtschaftsgüter (Patent Boxes), wer-
den von einzelnen Staaten geboten (beispielsweise Luxem-
burg, Belgien, Niederlande und Großbritannien) (vgl. PwC
2013, S. 13). In der Vergangenheit ist die OECD zwar recht
erfolgreich bei der Bekämpfung von Regimen gewesen, die
ausschließlich Steuerausländern Steuervorteile verschafft
haben (Harmful Tax Competition) (vgl. OECD 1998; 2006).
Dieser Ansatz führt jedoch nicht weiter, wenn ein Staat ei-
nen niedrigen allgemeinen Gewinnsteuersatz oder bestimm-
te allgemeine Vergünstigungen bei der Bemessungsgrund-
lage wählt. 

Grenzen des Fremdvergleichsgrundsatzes

Die OECD verfolgt das Ziel, die Besteuerungsrechte der
Staaten besser mit der realen ökonomischen Aktivität von
multinationalen Unternehmen in Übereinstimmung zu brin-
gen (vgl. OECD 2013a, S. 51). Eine diesem Ziel genügen-
de Aufteilung des Gewinns eines multinationalen Unterneh-
mens nach den Grundsätzen des Fremdvergleichs auf be-
troffene Staaten verlangt die Beantwortung zweier Fragen:
Welcher Staat hat ein Besteuerungsrecht für einen Teil des
Gewinns des Unternehmens? Wie hoch ist der Anteil am
Gesamtgewinn, der dem betreffenden Staat zur Besteue-
rung zuzuweisen ist? Auf beide Fragen gibt es aus ökono-
mischer Sicht keine eindeutige Antwort. 

Aus dem ökonomischen Gewinnbegriff lässt sich nichts für
den Ort der Gewinnerzielung ableiten (vgl. Ault und Brad-
ford 1990, S. 30–31). Aus dieser Sicht ist unklar, in wel-
chen Staaten durch die reale ökonomische Aktivität eines
multinationalen Konzerns Gewinne entstehen. Es könnte der
Staat sein, in dem die Muttergesellschaft ansässig ist, der
Staat, in dem Forschung und Entwicklung stattfinden, der
Staat, in dem Güter produziert werden, oder der Staat, in
dem Transaktionen mit den Kunden stattfinden. In Erman-
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3 Innerhalb der EU steht dem die Zins- und Lizenzrichtlinie entgegen (Richt-
linie 2003/49/EG vom 3. Juni 2003, Amtsblatt Nr. L 157 vom 26. Juni 2003,
S. 49–54); danach sind von einem Unternehmen gezahlte Zinsen oder Li-
zenzgebühren steuerbefreit, sofern der Empfänger der Zahlungen ein ver-
bundenes Unternehmen ist.

4 Um niedrig besteuerte Auslandsgewinne von US-Muttergesellschaften
steuerlich zu erfassen, müssten insbesondere die sog. Check-the-box-
Regeln geändert werden (vgl. US-Senat 2013, S. 6). Innerhalb der EU
wird die Hinzurechnungsbesteuerung durch Europäisches Recht einge-
schränkt (vgl. EuGH vom 12. September 2006, C-196/04; Cadbury-
Schweppes).



Zur Diskussion gestellt

gelung einer theoretischen Konzeption beruht der Ort der
Gewinnentstehung auf steuerlichen Konventionen (vgl.
Schön 2012, S. 9). Auch der Fremdvergleich, der die Höhe
der Gewinne an einem Ort bestimmt, entbehrt einer klaren
konzeptionellen Grundlage. Denn der Fremdvergleich be-
ruht auf der Annahme, dass vergleichbare Transaktionen so-
wohl über den Markt als auch innerhalb von Unternehmen
vollzogen werden können. Die beiden Transaktionsformen
schließen sich aber gegenseitig aus. Hinzu kommt, dass die
Gewinne eines Konzernes auf Synergievorteilen beruhen.
Jede Aufteilung dieser Gewinne ist daher willkürlich (vgl.
Ewert und Wagenhofer 2008, S. 576).

Damit bleibt das Ziel der OECD, die Besteuerungsrechte mit
der realen ökonomischen Aktivität in Übereinstimmung zu
bringen, unbestimmt und gibt bei der Wahl geeigneter Re-
geln nur wenig sachliche Orientierung. Die Staaten müssen
deswegen zu einem Interessenausgleich kommen und sich
auf ein Regelwerk verständigen, das zu einer allgemein ak-
zeptierten Aufteilung der Steuerbasis führt. 

Die Rolle der Staaten

Die Staaten haben angesichts hoher Staatsverschuldung
ein starkes Interesse an der Erhöhung des Gewinnsteuer-
aufkommens. Vor allem offensichtliche Besteuerungslücken,
wie sie etwa durch hybride Gestaltungen mit der Folge dop-
pelter Nichtbesteuerung entstehen, könnten deswegen
durch internationale Vereinbarung im Rahmen der OECD ge-
schlossen werden. Änderungen im Regelwerk, welche die
Aufteilung der Steuerbasis zwischen den Staaten beein-
flussen (beispielsweise zusätzliche Quellenbesteuerungs-
rechte), dürften dagegen stärker umstritten sein. Selbst wenn
es gelingen sollte, hier zu einvernehmlichen Lösungen zu
kommen, ist aufgrund der konzeptionellen Probleme des
Fremdvergleichs auch zukünftig mit internationalen Gewinn-
verlagerungen zu rechnen. 

Tatsächlich könnte es den fiskalischen Interessen von Hoch-
steuerstaaten nicht völlig zuwiderlaufen, wenn internatio-
nale Gewinnverlagerungen in gewissem Umfang möglich
bleiben. Denn damit sinkt die effektive Steuerbelastung mo-
biler Investitionen der multinationalen Unternehmen, ohne
dass davon das Steueraufkommen aus weniger mobilen
Investitionen ansässiger Unternehmen in einem Hochsteu-
erstaat betroffen ist (vgl. Keen 2001). Eine wirksame Be-
schränkung der internationalen Gewinnverlagerung würde
bei gegebenem Gewinnsteuersatz die effektive Steuerbe-
lastung mobiler Investitionen erhöhen und könnte dazu füh-
ren, dass multinationale Unternehmen nicht Buchgewinne,
sondern Investitionen verlagern.

Sollte es der OECD also in ihrem Bemühen um mehr Steu-
ergerechtigkeit gelingen, die internationale Gewinnverlage-
rung wirksamer als bisher zu bekämpfen, so steht zu ver-
muten, dass der Anreiz für die Staaten steigt, den Gewinn-
steuersatz zu senken oder Präferenzregime einzuführen und
dadurch mehr Investitionen anzulocken (vgl. Devereux, Lock-
wood und Redoano 2008). Ein prominentes Beispiel hierfür
ist Großbritannien. US-Konzerne sehen sich hier vergleichs-
weise schweren Vorwürfen wegen unfairer Steuerpraktiken
ausgesetzt. Gleichwohl senkt Großbritannien den Gewinn-
steuersatz für Kapitalgesellschaften von derzeit 23% auf 21%
im Jahr 2014 (vgl. HMRC 2013a). Für Einkünfte aus Paten-
ten hat Großbritannien zudem ab April 2013 einen beson-
deren Steuersatz von 10% (Patent-Box) eingeführt (vgl.
HMRC 2013b). 

Ausblick

Wenn sich der Abwärtstrend der Gewinnsteuersätze5 fort-
setzt, so könnten zukünftig andere Ansätze der internatio-
nalen Gewinnaufteilung in den Vordergrund rücken, die sich
vom herkömmlichen Fremdvergleichsgrundsatz lösen.
Denkbar ist eine Hinwendung zur formelhaften Gewinnauf-
teilung. Die Europäische Kommission hat einen entspre-
chenden Vorschlag unterbreitet (vgl. Europäische Kommis-
sion 2011). Die OECD steht dem eher ablehnend gegen-
über. Jedoch könnten Mechanismen formelhafter Gewinn-
aufteilung dort zur Anwendung kommen, wo die derzeit
praktizierten Methoden des Fremdvergleichs versagen (vgl.
Avi-Yonah und Benshalom 2011). Am Ende der Bemü-
hungen um mehr internationale Steuergerechtigkeit mag
aber auch die Einsicht stehen, dass die seit langem ge-
bräuchliche internationale Gewinnaufteilung angesichts der
weiter zunehmenden Mobilität der Steuerbasis an die Gren-
zen der Praktikabilität stößt. Dies könnte dazu führen, dass
multinationale Konzerne vermehrt in den Staaten besteu-
ert werden, in denen Transaktionen mit den (weniger mo-
bilen) Kunden stattfinden (vgl. Auerbach, Devereux und
Simpson 2010, S. 882–888). Ein solches Steuersystem
hätte sehr viel Ähnlichkeit mit einer Umsatzsteuer, die nach
dem Bestimmungslandprinzip erhoben wird. 
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Steuervermeidung vermeiden: Sollten
wir das wollen?

Zahlreiche Beispiele belegen, dass Menschen sehr viel Ein-
fallsgabe und Leidensbereitschaft aufbringen, um der Pflicht
zur Steuerzahlung zu entgehen. Noch heute findet man in
England und Frankreich Gebäude, deren Fenster zugemau-
ert wurden, mit dem Ziel die Fenstersteuer zu vermeiden. In
den USA sind online getätigte Käufe weitgehend von den
als Sales Tax bezeichneten Verbrauchssteuern befreit. Die-
se fallen an, wenn man Lebensmittel, Bücher oder Klei-
dung in traditioneller Weise, also offline, erwirbt. Es soll Ein-
zelhändler in Texas geben, die an der Kasse ihres Ladens
einen Computer angebracht haben. Ein Kunde, der mit sei-
ner Ware zur Kasse kommt, gibt diese dort ein, so dass der
Kauf als steuerbefreite Online-Transaktion durchgeht.

Das Zumauern eines Fensters oder das Ausrüsten eines Tan-
te-Emma-Ladens mit einem internet-gängigen Computer-
terminal sind Formen der Steuervermeidung. Es sind zudem
Beispiele, die belegen, dass das Zusammenspiel von Be-
steuerung und Steuervermeidung idiotische Wirkungen ent-
falten kann: Wenn der Hausbesitzer lieber den Maurer kom-
men lässt, als die Steuer zu zahlen, dann hat am Ende der
Staat keine Einnahmen und der Hausbesitzer kein Fenster.
Außer dem Maurer haben sich also alle schlechter gestellt.
Wenn der Ladenbesitzer einen Computer anschafft, entge-
hen dem Staat Einnahmen. Der Ladenbesitzer und seine
Kunden profitieren dagegen von der Steuerersparnis. So
weit ist das ein Nullsummenspiel zwischen Staat und Steu-
erzahlern. Es werden aber dann noch Computer angeschafft,
die keine andere Funktion haben, als die Steuervermeidung
zu ermöglichen. Dieser Ressourcenaufwand verwandelt das
Nullsummenspiel in eines, in dem unterm Strich Ressour-
cen verbrannt werden. 

Steueroasen sind Länder, die relativ zu ihrer Größe – gemes-
sen an der Einwohnerzahl oder dem Sozialprodukt – er-

hebliche Kapitalzuflüsse und -abflüsse haben. Einen Über-
blick über die Größenordnungen und die Länder, die als Steu-
eroasen klassifiziert werden können, findet sich in Hines
(2010). Wenn diese Kapitalflüsse durch Unternehmen ver-
anlasst sind, dann ist die typische Logik folgende: Ein deut-
sches Unternehmen transferiert Geld zu einem Tochterun-
ternehmen auf den Bahamas oder den Cayman Islands. Das
generiert den Kapitalzufluss in die Steueroase. Die Tochter
wirtschaftet dann mit diesem Geld und investiert es, zum
Beispiel in eine weitere Unternehmenstochter, die in Spa-
nien ansässig ist. Dies generiert den Kapitalabfluss aus der
Steueroase. Die spanische Tochter zahlt der Oasentochter
dann Zinsen oder Dividenden. Für diese Kapitalerträge ist
die Unternehmensbesteuerung der Oase relevant, welche
günstiger ist als die spanische oder die deutsche. 

Der Umweg des Finanzkapitals über die Steueroase ist dem
Computerterminal im Tante-Emma-Laden vergleichbar. Der
Umweg verbraucht Ressourcen: Man muss jemanden auf
die Bahamas schicken, der dort einen Briefkasten anbringt.
Realistischer, man beschäftigt Steuer- und Bilanzierungsex-
perten, deren Aufgabe es ist, die gesamte Steuerlast, die
aus der Unternehmenstätigkeit erwächst, dadurch zu mini-
mieren, dass man sie in geschickter Weise auf unterschied-
liche Standorte aufteilt. Das macht aus einem Nullsummen-
spiel zwischen Staat und Unternehmen eines, bei dem in
der Summe ein Verlust entsteht.

Diese Form der Steuerlastminimierung stellt eine legale Form
der Steuervermeidung dar. Gleichwohl ist die Legitimität
eines solchen Vorgehens kontrovers, wie die öffentlichen
Auseinandersetzungen, die Unternehmen wie Apple oder
Starbucks provoziert haben, belegen. Wenn ein Unterneh-
men seine Gewinne an einem Ort erzielt und an einem an-
deren Ort versteuert, dann entsteht der Eindruck, es habe
sich seiner moralischen Verpflichtung gemäß der Regeln
des Landes, in dem es wirtschaftet, Steuern zu zahlen, ent-
zogen.

Wenn Privatpersonen ihr Vermögen ins Ausland bringen,
ist die moralische Anrüchigkeit ähnlich. Wer deutsche Stra-
ßen benutzt, seine Kinder in deutsche Schulen schickt und
seine Eigentumsrechte vom deutschen Rechtsstaat durch-
gesetzt sehen will, der hat nicht das Recht, dem Staat die
Steuern vorzuenthalten, mit denen diese Leistungen bezahlt
werden. Juristisch handelt es sich aber dabei typischerwei-
se nicht um legale Steuervermeidung, sondern um illegale
Steuerhinterziehung. Wenn man versucht, Kapitaleinkom-
men vor dem deutschen Fiskus zu verbergen, um so der
Besteuerung zu entgehen, dann ist das eine Straftat. 

Die Beobachtung, dass Steuervermeidung und Steuerhin-
terziehung zu ineffizienten Ergebnissen führen und mora-
lisch abzulehnen sind, legt eine eindeutige wirtschaftspoli-
tische Schlussfolgerung nahe, nämlich Steuervermeidung
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und Steuerhinterziehung zu sanktionieren. Der einzige ver-
nünftige Grund, Steuervermeidung und Steuerhinterziehung
zu tolerieren, wäre, dass ihre Bekämpfung mit so hohen Kos-
ten verbunden ist, dass der Aufwand sich nicht lohnt.

Diese Perspektive ist aber verkürzt, da sie die Verhaltens-
anreize, die das Steuersystem erzeugt, nicht berücksich-
tigt. Die bisherige Argumentation betrachtet die Steuerba-
sis und damit die dem Staat zustehenden Steuereinnah-
men als ein Datum. Das Steuersystem wirkt aber auch auf
die Anreize, Einkommen zu erzielen, beziehungsweise In-
vestitionen zu tätigen. Die moderne Steuertheorie stellt die-
se Endogenität der Steuerbasis in den Mittelpunkt der Ana-
lyse. Wie unten ausgeführt wird, verändert dies die Sicht
auf das Thema und liefert ein überraschendes und provo-
kantes Resultat: Anreize zur Steuervermeidung und -hin-
terziehung können Teil einer optimalen Steuerpolitik sein,
d.h. einer Politik, die einen Ausgleich zwischen Effizienz-
und Gerechtigkeitszielen sucht.

Die Beobachtung, dass Anreize zur Steuerhinterziehung Teil
einer optimalen Steuerpolitik sein können, geht auf einen
Aufsatz von Laurence Weiss aus dem Jahr 1976 zurück. Der
Aufsatz hat den sprechenden Titel »The Desirability of Chea-
ting Incentives and Randomness in the Optimal Income Tax«.
Es wird ein Modell verwendet, in dem Steuern aus Vertei-
lungsgründen erhoben werden.1 Diese machen es wün-
schenswert, Einkommen zu besteuern und die erzielten Steu-
ereinnahmen umzuverteilen. Die Besteuerung hemmt jedoch
die Arbeitsanreize, so dass die optimale Steuer einen Kom-
promiss darstellt zwischen dem Wunsch, eine gleichere Ver-
teilung der Nachsteuereinkommen zu erreichen, und dem
Wunsch, die Steuerbasis, d.h. die Summe aller Einkommen,
nicht zu klein werden zu lassen.

Das Resultat von Weiss beruht auf folgender Möglichkeit:
In einer Welt, in der Steuerhinterziehung grundsätzlich nicht
möglich ist, sind Individuen mit einem Steuersatz konfron-
tiert und überlegen sich, welche produktiven Anstrengun-
gen sie unternehmen wollen – in dem Wissen, dass aufgrund
der Besteuerung, nur ein Teil der Erträge bei ihnen selbst
landet. Die Möglichkeit der Steuerhinterziehung verändert
dieses Entscheidungsproblem: Wer hinterzieht, wird mit ei-
ner gewissen Wahrscheinlichkeit erwischt und muss zusätz-
lich zur Besteuerung eine Strafe zahlen. Er steht dann
schlechter da, als wenn er brav Steuern gezahlt hätte. Falls
er nicht erwischt wird, hat er seine Steuerlast reduziert und
steht besser da. Weiss zeigt nun, dass die Möglichkeit der
Steuerhinterziehung, die Effizienzkosten der Umverteilung
reduzieren kann: Wenn Steuerhinterziehung hinreichend
attraktiv gemacht wird, d.h. wenn die Strafen und die Ent-

deckungswahrscheinlichkeit nicht zu hoch sind, dann kann
ein gegebenes Steueraufkommen mit niedrigeren Steuer-
sätzen realisiert werden, weil die produktiven Kräfte der Steu-
erzahler weniger stark gehemmt werden.

Die Analyse von Weiss war der Ausgangspunkt einer Reihe
von Forschungsarbeiten, deren Ziel war, zu klären, unter wel-
chen Bedingungen Anreize zur Steuerhinterziehung tatsäch-
lich Bestandteil einer optimalen Steuerpolitik sind (vgl. Sti-
glitz 1982; Brito et al. 1995; Hellwig 2007). Das Ergebnis
dieser Forschung ist, dass die von Weiss aufgezeigte Mög-
lichkeit zwar theoretisch besteht, aber nur unter Vorausset-
zungen, die empirisch sehr unwahrscheinlich sind: Anreize
zur Steuerhinterziehung können nur dann als Teil einer op-
timalen Steuerpolitik dargestellt werden, wenn die Risiko-
neigung produktiverer und daher einkommensstärkerer In-
dividuen2 geringer ist als die Risikoneigung einkommens-
schwächerer Individuen. Anders formuliert: Wenn die Be-
reitschaft Risiken zu tragen im Einkommen steigt, dann sind
Anreize zur Steuerhinterziehung nicht wünschenswert.

Auch wenn die Analyse von Weiss letztlich keine überzeu-
gende Rechtfertigung für Steuerhinterziehung liefert, so ist
sie konzeptionell aufschlussreich. Sie zeigt nämlich auf, wie
die normative Finanzwissenschaft Steuervermeidung und 
-hinterziehung behandelt: Sie sind nicht a priori verwerflich.
Vielmehr kann der Staat die Attraktivität von Vermeidung und
Hinterziehung durch wirtschaftspolitische Maßnahmen ge-
stalten. Vermeidungsmöglichkeiten entstehen durch das
Schaffen von Ausnahmetatbeständen im Steuerrecht. Die
Attraktivität der Hinterziehung wird bestimmt durch die In-
tensität der Fahndung und die Höhe der Strafen. 

Ob Hinterziehung und Vermeidung wünschenswert sind,
hängt dann davon ab, ob sie es dem Staat leichter oder
schwerer machen, die Ziele der Wirtschaftspolitik zu errei-
chen, also ob sie es leichter machen, Steuereinnahmen zu
generieren, ob eine gerechtere Einkommensverteilung er-
reicht werden kann, oder ob ein höheres Maß an wirtschaft-
licher Aktivität – etwa gemessen am Wirtschaftswachstum,
der Investitionsbereitschaft oder der Zahl neu geschaffener
Arbeitsplätze – stimuliert werden kann. 

Es gibt zahlreiche Forschungsarbeiten, die sich aus dieser
Perspektive mit Steuerhinterziehung und -vermeidung be-
schäftigen. Keen (2001) argumentiert, dass Ausnahmetat-
bestände in der Besteuerung von Unternehmen wünschens-
wert sind. Unternehmen, für die eine Verlagerung ihrer Ak-
tivitäten ins Ausland besonders leicht zu bewerkstelligen ist,
sollten weniger stark besteuert werden, da ansonsten die
auf Ausweichreaktionen beruhenden Effizienzkosten der Be-
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1 Spezifischer, Weiss stützt sich auf den Analyserahmen von Sheshinski
(1971). Dieser stellt eine vereinfachte Version des nunmehr klassischen
Modells der optimalen Einkommensbesteuerung dar, das auf Mirrlees (1971)
zurückgeht.

2 Die Risikoneigung bestimmt, unter welchen Bedingungen Individuen be-
reit sind, sich auf eine Lotterie einzulassen, bei der man mit einer be-
stimmten Wahrscheinlichkeit bestraft wird und mit der komplementären
Wahrscheinlichkeit unbesteuert davonkommt. 
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steuerung zu hoch werden.3 Also ist es, aus der Perspekti-
ve eines einzelnen Landes, wünschenswert, ein System
der Unternehmensbesteuerung zu entwickeln, das beson-
ders mobilen Unternehmen eigene Möglichkeiten der Steu-
ervermeidung gibt. Dies ist allerding kein Argument, das
die durch Steueroasen geschaffenen Möglichkeiten der Steu-
ervermeidung wünschenswert erscheinen lässt. Es be-
schreibt vielmehr die optimale Politik eines Landes, das sich
in die Existenz von Steueroasen fügt und bemüht ist, die
Steuereinnahmen im eigenen Land zu behalten. 

Desai et al. (2006) argumentieren auf empirischer Grundla-
ge, dass die Existenz von Steueroasen die Investitionstä-
tigkeit in Nicht-Oasen steigert. Sie erklären diese Beobach-
tungen durch folgenden Mechanismus: Die Möglichkeit, ei-
nen Teil der Investitionserträge zu den niedrigeren Sätzen
der Oase zu versteuern, senkt die durchschnittliche Steu-
erlast eines Unternehmens und regt damit auch die Inves-
titionstätigkeit an anderen Standorten an. Auch diese Be-
obachtung führt aber nicht zu dem Schluss, dass die Exis-
tenz von Steueroasen aus der Perspektive der Nicht-Oase
eine feine Sache ist: Die Nicht-Oase hat die höheren Steu-
ersätze typischerweise mit dem Ziel der Einnahmeerzielung
eingeführt und war bereit, dafür Abstriche bei der Investiti-
onstätigkeit hinzunehmen. Nun bekommt sie durch die Oa-
se mehr Investitionen und weniger Steuereinnahmen, also
gerade nicht das gewünschte Ergebnis.

All diese Überlegungen führen zu einem eindeutigen Er-
gebnis: Aus Sicht einer Nicht-Oase ist der Existenz von Steu-
eroasen kaum etwas abzugewinnen. Auch nach einer so-
phistizierteren Betrachtung der durch die Besteuerung ent-
stehenden Verhaltensanreize erscheinen Vermeidung und
Hinterziehung als ineffiziente Aktivitäten, die es der Regie-
rung einer Nicht-Oase schwerer machen, die Ziele ihrer Wirt-
schaftspolitik zu erreichen.4

Wenn die Lage aber so eindeutig ist, stellt sich die Frage,
warum Regierungen nicht vehementer gegen Steuervermei-
dung und -hinterziehung ankämpfen. Es scheint nicht vor-
stellbar, dass die Regierungschefs der G 20 den Cayman
Islands mit einem Handelskrieg drohen, sollten sie nicht
bereit sein, ihr Unternehmensteuerrecht den G-20-Stan-
dards anzunähern. Vermutlich würde das nicht als verhält-
nismäßig empfunden und würde Widerstand auslösen. Aber
warum ist das so? Es könnte eine einfache Erklärung ge-
ben: Zahlreiche Beispiele belegen, dass Menschen sehr
viel Einfallsgabe und Leidensbereitschaft aufbringen, um der

Pflicht zur Steuerzahlung zu entgehen. Wenn die meisten je-
manden in ihrer Familie haben, der schon mal ein Konto in
der Schweiz oder in Luxemburg erwähnt hat, oder wenn die
meisten bei einer Firma beschäftigt sind, die auch noch ei-
ne Tochter auf den Bahamas oder auf Zypern betreibt, und
man mit dem Kollegen, der sich um die Steueroptimierung
kümmert, gelegentlich zum Mittagessen verabredet ist, dann
erscheint ein Politiker, der die Kavallerie losschicken will,
als unangenehmer Scharfmacher.
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3 Das Argument ist eine Anwendung der auf Ramsey (1927) und Boiteux
(1956) zurückgehenden inversen Elastizitätenregel.

4 Steueroasen erscheinen dann als attraktiv, wenn man eine ausgeprägte
Staatsskepsis hat oder die Agenda der Regierung ablehnt, wie es etwa
bei der amerikanischen Tea-Party-Bewegung der Fall ist. Aus dieser Sicht
ist alles begrüßenswert, was es der Regierung schwer macht, Einnah-
men zu erzielen. Steueroasen erscheinen dann als wünschenswerter Schutz
vor einem Staat, der in ungerechtfertigter Weise in die Eigentumsrechte
seiner Bürger eingreift.
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